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Staatsrechnung Der Kanton schreibt schwarze Zahlen – Aussichten sind aber unerfreulich

Von Finanzkrise noch keine Spur
Statt budgetiertem Defizit von
29 Millionen hat der Kanton
einen Ertragsüberschuss von
315 Millionen Franken in der
Kasse. Dennoch ist im Kampf
gegen die Verschuldung nun
Sparen angesagt.

Alfred Borter

Anders als die Stadt Zürich, die im
letzten Jahr ein Defizit von 179 Millio-
nen Franken eingefahren hat, hat sich
der Konjunkturabschwung in der Rech-
nung 2008 des Kantons erst geringfügig
ausgewirkt. Wie FDP-Finanzdirektorin
Ursula Gut vor den Medien ausführte,
ist der Aufwand zwar um 100 Millionen
Franken höher ausgefallen als budge-
tiert, doch weil der Ertrag um 446 Mil-
lionen Franken über Budget zu stehen
kam, ergab sich ein Ertragsüberschuss
von 315 Millionen Franken. Um diesen
Betrag erhöht sich das Eigenkapital, es
erreicht jetzt 2,9 Milliarden. Die Net-
toinvestitionen von 792 Millionen Fran-
ken – geplant waren 970 Millionen –
konnten vollumfänglich aus Mitteln der
Erfolgsrechnung finanziert werden.

Höher als erwartet ausgefallen ist vor
allem die Gewinnausschüttung der Zür-
cher Kantonalbank, positiv entwickelte
sich auch der Kantonsanteil an der Bun-
des- und an der Verrechnungssteuer.
Die Staatssteuern kamen insgesamt et-
was tiefer zu liegen als prognostiziert.
Ein Minus von 332 Millionen Franken
gegenüber dem Budget war bei den
2008 fälligen Steuern zu verzeichnen,
die höheren Nachträge aus den Steuern
der Vorjahre vermochten dies nicht
ganz wettzumachen.

Höherer Personalaufwand
Erwartungsgemäss stieg der Perso-

nalaufwand gegenüber der Rechnung
des Vorjahrs um 9 Prozent an, haupt-
sächlich wegen der Kantonalisierung
der Kindergärten und der verstärkten
Einführung von Schulleitungen in der

Volksschule. Die Neuordnung des Fi-
nanzausgleichs auf Bundesebene brach-
te dem Kanton eine Zusatzbelastung
von netto rund 100 Millionen Franken.

Unerfreulich ist auch der Umstand,
dass der Kanton Zürich dem Bund 100
Millionen Franken für den Bau der
Durchmesserlinie zwischen Hauptbahn-
hof und Oerlikon vorschiessen musste.

Nicht sehr erhebend sind für die Fi-
nanzdirektorin die finanziellen Aussich-
ten des Kantons. «Wegen der von der Fi-
nanzkrise ausgelösten schweren
Rezession drohen die Steuererträge
wegzubrechen», sagte Gut. Der mittel-
fristige Haushaltausgleich sei gefährdet.
Das sei umso mehr ein Problem, als
dass man das Ausgabenniveau nicht
kurzfristig bewerkstelligen könne und
weil dies auch aus konjunkturellen
Gründen nicht wünschbar sei. Immer-
hin sei der Kanton dank dem Eigenkapi-
tal von nun 2,9 Milliarden Franken «gut
gerüstet für den Abschwung, der jetzt
leider eingesetzt hat».

Neue Finanzstrategie
Der Regierungsrat will das strukturel-

le Defizit im Staatshaushalt beseitigen.
Zu diesem Zweck hat er die Eckpunkte
für die Finanzstrategie festgelegt, worü-
ber Finanzdirektorin Gut ebenfalls be-
richtete. Es habe etliche Diskussionen
gebraucht, bis man sich geeinigt habe,
gab sie zu verstehen.

Was dabei herausgekommen ist, gibt
zu Besorgnis Anlass. Auch beim opti-
mistischsten Szenario dürften in den
Jahren 2010 bis 2017 Defizite von insge-
samt 2,9 Milliarden Franken entstehen.
Weil man sich nicht dem Risiko ausset-
zen will, bloss durch die rosa Brille ge-
schaut zu haben, liess man drei weitere
Szenarien rechnen, die Fehlbeträge von
insgesamt 4,0 respektive 4,2 oder gar
5,3 Milliarden Franken vorsehen, wo-
durch das Eigenkapital rasch negativ
würde. Ziel des Regierungsrats ist es
jetzt, dafür zu sorgen, dass der mittel-
fristige Ausgleich auch für die Erfolgs-
rechnung 2010 bis 2017 erreicht werden
kann. Wie man das machen will, steht
noch in den Sternen. Die Steuerquote
soll nicht erhöht werden, abgesehen da-

von, dass der Kanton seinen Steuerfuss
um 4 bis 5 Prozent heraufsetzen muss,
wenn er die Finanzierung der Akutspi-

täler ganz übernimmt; gleichzeitig
könnten dann aber die Gemeinden ih-
ren Steuerfuss entsprechend reduzieren.

Ombudsfrau Stadt Zürich

Sozialhilfe und Polizei
sorgen für Probleme

Die Ombudsfrau der Stadt Zürich,
Claudia Kaufmann, hat sich im vergan-
genen Jahr intensiv mit rechtlichen
Grundsatzfragen auseinandersetzen
müssen. Einen Schwerpunkt bildeten
Fragen zur Sozialhilfe, wie Kaufmann an
der diesjährigen Pressekonferenz sagte.
554 Geschäfte gingen im Jahr 2008 insge-
samt ein. Das waren fast genau gleich
viele, wie im Jahr zuvor, als mit 562 Ein-
gängen ein Rekord erreicht wurde. 547
konnten erledigt werden, 48 davon wa-
ren noch aus dem Vorjahr. Nur 87 Be-
schwerden beziehungsweise Vermitt-
lungsgesuche musste die Ombudsfrau
abweisen, oder ihre Vermittlungsversu-
che blieben erfolglos. Ende 2008 waren
noch 55 Anliegen offen. Dabei stammte
laut Kaufmann keines aus dem Vorjahr.

Zentrales Thema Sozialhilfe
221 Fragen oder Beschwerden – 39,9

Prozent aller Neueingänge – bezogen
sich auf das Sozialdepartement. Und
hier wiederum ging es bei 150 um die
Sozialen Dienste, hauptsächlich die So-
zialhilfe. Es ging etwa um Kürzung oder
Einstellung von Sozialhilfeleistungen,
um die aufschiebende Wirkung von Ein-
sprachen oder um die Wahrung von Ver-
fahrensrechten. Ebenfalls viele Eingaben
betrafen das Polizeidepartement. Die
Zahl von 77 Beschwerden (13,9 Prozent)
lag aber doch unter jener des Vorjahrs
(100). Hier ging es vor allem um Verhält-
nismässigkeit und Rechtmässigkeit von
Verhaftungen und Leibesvisitationen.
Bei etwa jedem vierten Neueingang ging
es um verwaltungsinterne Probleme,
diese Anliegen stammten also von städ-
tischem Personal selbst. Auffallend war
dabei laut Kaufmann, dass Frauen (103
Geschäfte) mehr als doppelt so viele Ein-
gaben machten als Männer (48).

(Alfred Borter)

Zürcher Stadtpräsidium

Jetzt hat Mauch die
Schlüssel zur Macht

Sämtliche Dienstchefinnen und
Dienstchefs des Präsidialdepartements
und einige Personen mehr waren anwe-
send, als Elmar Ledergerber als eine sei-
ner letzten Amtshandlungen am 30.
April im Kreuzgang des Fraumünsters
die Schlüssel zum Zürcher Stadthaus an
seine Nachfolgerin im Amt, Corine
Mauch, überreichte. Er übergab ihr aber
nicht nur die Schlüssel in einem
Schmuckbehälter, sondern auch ein
Holzsäuli, das offenbar von einem
Amtsträger zum andern weitervererbt
wird und Glück bringen soll. (abr)

Pro und Kontra Initiative für eine halbstündliche S-Bahn

Die Initiative «Halbstündliche S-
Bahn für alle» verlangt teures Flick-
werk innerhalb einer Frist, die unmög-
lich eingehalten werden kann.

Das Wichtigste voraus: Mit Sicher-
heit wird die Bahnlinie im Tösstal
auch in Zukunft nicht stillgelegt. Im
Gegenteil investieren ZVV und SBB in
den nächsten Jahren 83 Millionen
Franken in die Erneuerung der Infra-
struktur dieser Linie. Der Kantonsrat
hat mit dem neuen Angebotskonzept
ein klares Bekenntnis zum durchge-
henden Halbstundentakt auf dem S-
Bahn-Netz abgelegt. Die vierte Teiler-
gänzung wird zügig an die Hand
genommen. Ab 2013 bis 2018 werden
dadurch im Kanton Zürich schrittweise
98 Prozent aller S-Bahn-Stationen halb-
stündlich erschlossen, auch das Töss-
tal als «Kernland» der Initiative. Dem
Kernanliegen der Initiative wird also
Folge geleistet.

Anstatt nun mit der wohltuenden
Gewissheit, etwas bewirkt zu haben,
die Initiative zurückzuziehen, möchten
die Initianten uns ihren illusorischen
Zeitplan aufzwängen. Dabei negieren
sie wider besseren Wissens, dass der
von ihnen geforderte flächendeckende

Halbstundentakt nur innerhalb der be-
reits gesicherten vierten Teilergänzung
sinnvoll machbar ist. Diese Teilergän-
zung wiederum ist abhängig von zu-
künftigen Bahnnetzausbauten, speziell
im Korridor Zürich-Winterthur. Die Fi-
nanzierung dafür ist gesichert, und die
Ausbauten sollen gleichzeitig bis 2018
umgesetzt werden.

Immer wieder wird behauptet, die
Situation im Tösstal lasse sich rasch
mit einem Hinketakt zwischen Bauma
und Wald verbessern. Das stimmt so
nicht. Bei einem Hinketakt würden in
Rüti keine guten Anschlüsse an die
schnelle S-Bahn von und nach Zürich
entstehen. Zusätzlich müssten die Zü-
ge in Wald kreuzen. Dies wiederum
würde einen Umbau der Bahnanlage
und der Bau einer Unterführung erfor-
dern. Nur so wäre vom Bundesamt für
Verkehr eine Betriebsbewilligung er-
hältlich. Das Beispiel Wald liefert unter
anderem den Grund, warum bei An-
nahme der Initiative 55 Millionen in-
vestiert werden müssten, die nicht
zum Konzept der vierten Teilergän-
zung passen und deshalb nach weni-
gen Jahren grösstenteils nutzlos wür-
den.

Aus all diesen Gründen ist die vor-
liegende Initiative eine Scheinlösung,
welche viel Geld für ein unbefriedigen-
des Flickwerk ausgeben will.

* Gerhard Fischer ist EVP-Kantonsrat aus Bärets-
wil und Präsident des Vereins zur Förderung des
öffentlichen Verkehrs im Kanton Zürich (VöV).

Eine viel zu teure Scheinlösung

Erinnern Sie sich an die kantonale
Volksinitiative «Pro öffentlicher Ver-
kehr» im Jahre 1984? Offen gestanden,
ich auch nicht. Diese Initiative wollte
schon damals den halbstündlichen
Takt im Kanton Zürich auf der Bahn
einführen und wurde dann aufgrund
von Versprechen der damaligen Regie-
rung zurückgezogen. In den äusseren
Regionen des Kantons, insbesondere
des Zürcher Oberlands, hat diese Ent-
wicklung aber nie richtig eingesetzt.
Zwischen Rapperswil und Wald wurde
der bestehende S-Bahn-Halbstunden-
takt sogar abgebaut, obwohl die Fahr-
gastzahlen laufend stiegen.

Die Initiative «Halbstündliche S-
Bahn für alle» setzt ein Minimum von
dem fest, was die heutige Regierung
für 2018 versprochen hat. Es geht zum
Beispiel nicht darum, bis 2011 alle
Bahnabschnitte für einen reibungslo-
sen Halbstundentakt umzubauen. Die
Initiative ermöglicht den halbstündli-
chen Betrieb, der gemäss Regierungs-
antwort von 2006 auf dem ganzen S-
Bahn-Netz für 16 Millionen Franken
pro Jahr – zwei Prozent des jährlichen
ZVV-Budgets – realisierbar ist, unter
Nutzung der heutigen Infrastruktur.

Die Regierung spricht von 55 Millio-
nen, die vergebens investiert werden
müssten: Das ist schlicht und einfach
falsch! Wie gesagt, 2006 war die Regie-
rung in einer ausführlichen Antwort
der Meinung, der Betrieb sei ohne In-
vestitionen möglich, wenngleich auch
nicht optimal. Deutlich unter einer
Million Franken sei genug, um die be-
stehenden Kreuzungsstationen halb-
stündlich optimiert nutzen zu können.
Abhängigkeiten vom Ausbauprojekt
der 4. Teilergänzung bestehen nicht.

Lieber den Spatz in der Hand – kos-
tengünstig und schnell. Für die Umset-
zung des vollständigen und exakten
Halbstundentakts, wie er heute ver-
sprochen wird, steht dann auch genug
Zeit zur Verfügung. Dies ist wichtig,
wenn dieser wirklich – wie die SBB-
Zeitung stipuliert – erst 2025 umge-
setzt werden kann. Man sollte auf
Grund der Inhalte entscheiden: min-
destens halbstündliche S-Bahn-Verbin-
dungen im ganzen Kanton. Dies nützt
nicht nur den «Randregionen» wie dem
Jona-/Tösstal. Auch die näheren S-
Bahnhöfe profitieren, wenn z. B. Park
& Ride in Rüti, Bubikon oder Wetzikon
nicht durch Oberländer von weit weg
überlastet sind. Dafür muss ein Grund-
takt, welcher schon 1984 versprochen
wurde, zur Verfügung stehen.

Die Initiative löst weder unnütze In-
vestitionen aus, noch setzt sie unrealis-
tische Zeitpläne, hingegen erzeugt sie
Druck, die S-Bahn als Rückgrat des öf-
fentlichen Verkehrs weiter zu fördern.

* Rico Croci, Gemeinderat in Wald, Initiativkomi-
tee «Halbstündliche S-Bahn für alle».

ÖV vernünftig weiterentwickeln

Rico Croci* Gerhard Fischer*

In den letzten acht Jahren hat der Kanton sein Eigenkapital insgesamt erhöht. (zvg)

Notter legt Rechenschaft ab
Zusammen mit der Rechnung 2008

legte der Regierungsrat auch seinen
Rechenschaftsbericht über die Ge-
schäfte des letzten Jahres vor. Ge-
schäftsbericht und Rechnung sind
erstmals vereint in einer Publikation
von immerhin 600 Seiten Umfang,
was Regierungspräsident Markus Not-
ter dazu veranlasste, ein Wort von
Friedrich dem Grossen aufzunehmen,
der bei der Präsentation eines Exem-
plars des allgemeinen Landrechts ge-
sagt haben soll: «Es ist arg dicke.»

Der Regierungsrat hat bei der Zu-
sammenführung von Geschäftsbe-
richt und Rechnung nicht aus eige-
nem Antrieb gehandelt, sondern
gemäss den neuen Bestimmungen im
Gesetz über Rechnungslegung und
Controlling, damit der Zusammen-
hang zwischen Leistung und Kosten

klar wird. Ausserdem hat er dafür ge-
sorgt, dass auch eine handlichere Kurz-
fassung von 40 Seiten erhältlich ist.

Zu den Schwerpunkten zählte Notter
die Euro 08, welche die Chance geboten
habe, Zürich als weltoffenen Kanton zu
präsentieren. Ferner erwähnte er den
Wechsel zum Öffentlichkeitsprinzip, das
mehr Transparenz der Regierungs- und
Verwaltungstätigkeit mit sich bringe. Die
Integration, die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie, die Kooperation zwischen
den verschiedenen Polizeikorps, die Re-
aktion auf die Finanzmarktkrise, die
Steuergesetzrevision, die Entwicklung
des Wirtschaftsraums Zürich, die Spit-
zenmedizin, die Weiterentwicklung der
Schule, den Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrs, die Energiepolitik und die Electro-
nic-Government-Strategie erwähnte er
als weitere Schwerpunkte. (abr)

Vornamen

Emma und David
Emma und David belegen in der

Stadt Zürich die Spitzenplätze in der
Namenrangliste des Jahres 2008. Hinter
ihnen folgen Anna, Nina, Sara und
Sarah sowie Leon, Jan und Leo, wie die
Stadt am Donnerstag mitteilte. 2008
wurden 2101 Mädchen und 2248 Kna-
ben geboren. Die beliebtesten Zweitna-
men bei den Mädchen sind Maria, Ma-
rie und Sophia, bei den Knaben waren
es Alexander, David und Luis. (sda)

Entwicklung der letzten acht Jahre


